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Juhalt: 
Die Enteignung von öffentlichem Gute. Ven Edmund Zekely. 
(Schluß.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Vorausſetzung der Beſtimmung des Al. k des § 24 des Geſetzes vom 
18. April 1869, R. G. Bl. Nr. 44, über das Verfahren vor dem Reichsgerichte 
Annahme des Abjtehens von der nach § 17 desſelben Geſetzes erhobenen 
Beſchwerde bei Nichterſcheinen des Beſchwerdeführers) trifft nicht zu, wenn 
der Beſchwerdeführer unter Rechtfertigung feines Nichterſcheinens und ſeiner 
Nichtvertretung die Durchführung der Verhandlung vor dem Reichsgerichte 
in feiner Abweſenheit begehrt. — Im Sinne des § 1, lit. d des Abſchaffungs⸗ 
geſetzes vom 27. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 88, erſcheint eine in verhetzender 
und aufreizender Tendenz betriebene unausgeſetzte agitatoriſche Thätigkeit als 
ebenſo geeignet, die Sicherheit der Perſon und des Eigenthums zu gefährden, 
wie ein thatlicher Angriff. 

Erzwungenes Bethätigen einer den Anſchauungen des Bedrohten widerſprechen⸗ 
den politiſchen Geſinnung kann als „Leiſtung“ (88 St. G.) gelten. 


Literatur, 
Notiz. 
Perſonalien. — Erledigungen. 


Die Enteignung von öffentlichem Gute. 


Von Edmund Zekely. 
(Schluß.) 


Für die hier behandelte Frage der Möglichkeit der Enteignung von 
öffentlichem Gute erſcheint es übrigens weniger von Belang, was als 
Subject des Enteignungsrechtes aufzufaſſen iſt, als vielmehr, welches der 
Zweck der Enteignung iſt. Als ſolchen glaube ich bezeichnen zu dürfen: 
Durch die Expropriation ſoll dem Staate in ſeiner Eigenſchaft als ver— 
waltender Potenz das Verfügungsrecht über eine Sache verſchafft werden, 
welche ſonſt ohne Expropriation feiner Dispoſitionsbefugniß entzogen iſt. 0 
Auch wenn nämlich das Unternehmen, zu deſſen Ausführung die Ent- 
eignung fremder Sachen nothwendig iſt, nicht vom Staate ſelbſt durch— 
geführt wird, die enteigneten Sachen alſo nicht von den Organen der 
Staatsverwaltung ſelbſt, ſondern von Privatperſonen verwendet, beziehungs⸗ 


16) Dieſes dürfte auch für jene Länder zutreffen, in welchen, wie beiſpiels⸗ 
weiſe in Frankreich, Belgien und der Schweiz, das Expropriationserkenntniß vom 
Gericht gefällt wird. Auch in dieſen Ländern muß nämlich dem Enteignungsver⸗ 
fahren die von den Verwaltungsbehörden, beziehungsweiſe von der Legislative 
abzugebende Erklärung über den vorhandenen öffentlichen Nutzen des Werkes vor⸗ 
ausgehen. An dieſen Ausſpruch ſind die Gerichtsbehörden gebunden. Sie können 
die Enteignung eines beſtimmten Objectes weder deswegen verweigern, weil das 
Unternehmen nicht zum allgemeinen Beſten gereicht, noch deswegen, weil derſelbe 
weck eventuell durch eine Projectsänderung ohne Expropriation des betreffen⸗ 
den Objectes erreichbar iſt. Indem die Verwaltungsbehörde, welche doch vor Ab⸗ 
gabe ihrer Erklärung das Project im einzelnen prüfen muß, das Unternehmen 
als gemeinnützig erklärt, ſpricht ſie gleichzeitig aus, daß alle zur Ansführung 
desſelben projectmäßig in Anſpruch genommenen Objecte hiezu auch nothwendig 
md und daß um Enteignung derſelben beim Gerichte eingeſchritten werden könne. 
Sie verfügt alſo über dieſelben zu Gunſten der Unternehmung. 


weiſe benützt werden, wird dem Unternehmer die Moglichkeit, das ſpecielle 
Object im concreten Falle zu ſeinen Zwecken zu benützen, erſt durch die 
Verfügung der ſtaatlichen Verwaltungsbehörde gegeben. Letztere weist ihm 
das enteignete Object zu. Es iſt nicht nothwendig, dabei an einen Zwifchen- 
erwerb des Staates und an eine Uebertragung der Sache von dieſem an 
die Unternehmung zu denken. 2“ Die Art, in welcher der Unternehmer 
die enteignete Sache erwirbt, iſt keine derivative, ſondern eine originäre. 20 
Immer iſt aber, um dieſe Erwerbung ausüben zu können, ein Act, eine 
Verfügung der ſtaatlichen Verwaltungsbehörde erforderlich. Das Geſetz 
allein, welches den principiellen Anſpruch auf Enteignung von fremden 
Sachen zu Gunſten einer gemeinnützigen Unternehmung normirt, gibt 
dem Unternehmer noch nicht das Recht, im concreten Falle eine beſtimmte 
Sache ſich zuzueignen, ſondern er bedarf hiezu erſt der in Anwendung 
des Geſetzes erfolgten Verfügung der Staatsbehörde. 

Wenn dieſe Anſchauung als richtig anerkannt wird, fo kann nicht 
gezweifelt werden, daß eine Enteignung von öfſentlichem Staatsgute aus⸗ 
geſchloſſen iſt. Dem Staate, immer in ſeiner Eigenſchaft als Juſtitution 
des öffentlichen Rechtes, deren Aufgaben er durch feine Verwaltungs⸗ 
behörden erfüllt, aufgefaßt, ſteht ſchon a priori das ansſchließliche Ver⸗ 
fügungsrecht über das öffentliche Staatsgut zu, ſolange dasſelbe dieſen 
Charakter hat. Selbſtverſtändlich kann eine Verwendung dieſes Gutes nur 
zur Förderung des allgemeinen Wohles ſtattfinden, da ſich ſonſt der 
Staat mit ſeinem ganzen Zwecke und Inhalte in Widerſpruch ſetzen 
würde. Dieſe Bedingung iſt aber auch die grundſätzliche Vorausſetzung 
jeder Enteignung. Die ſtaatliche Verwaltungsbehörde braucht daher keinen 
weiteren, erſt auf Grund eines complicirten Verfahrens zu erwerbenden 
Rechtstitel, um über das öffentliche Staatsgut verfügen zu können. 21) 
Anders verhält es ſich mit dem einer anderen öffentlichen Gemeinſchaft 
gehörenden öffentlichen Gute. Rückſichtlich dieſes ſteht der Verwallungs— 
behörde nur ein Ueberwachungsrecht in der Hinſicht zu, daß dasſelbe 
ſeiner Beſtimmung gemäß verwendet werde. Eine Aenderung dieſer 
Zweckbeſtimmung, ſelbſt wenn ſie für das allgemeine Wohl nothwendig 
erſcheint, kann die ſtaatliche Verwaltungsbehörde gegen den Willen des 
Eigenthümers nicht ohneweiters anordnen, es bedarſ hiezu der förm— 
lichen Enteignung. Aus demſelben Grunde muß auch die Enteignung 
von Staatsgut (Staatsvermögen principiell für möglich gehalten werden, 
weil der Verwaltungsbehörde ein Verfügungsrecht über dieſes nicht zuſteht. 

Aber auch von dem mehr praktifchen Standpunkte einer möglichen 
Interefſencolliſion aus iſt die Enteignung von öffentlichem Staatsgut 
zum mindeſten unnöthig. Es iſt feſtzuhalten, daß das öffentliche Staats— 
gut dem allgemeinen Wohl, der Förderung der öffentlichen Intereſſen 
zu dienen beſtimmt iſt und daß auch eine Enteignung nur zu Gunſten 
einer gemeinnützigen Unternehmung möglich iſt. Wenn demnach öffent⸗ 
liches Gut feiner Zweckbeſtimmung entzogen wird, jo liegt hierin jeden- 
falls eine Benachtheiligung des allgemeines Wohles. Dies läßt ſich nur 
dann rechtfertigen, wenn der entſtehende Nachtheil durch überwiegende 
Vortheile ausgeglichen wird. Wenn alſo eine gemeinnützige Unternehmung 


10) Gruͤnhut, a. a. O. S. 8]. 
2%) Prazak, g. a. O. S. 48 und 49. 
2) Prazak, Waſſerrechtliche Competenzfragen, S. 6. 


zu ihrer Ausführung öffentliches Gut benöthigt, jo wird der aus der— 
ſelben zu erwartende Nutzen um den Nachtheil verringert, welchen das 
allgemeine Wohl durch die Ausſcheidung von öffentlichem Gute aus dem 
Gemeingebrauche erleidet. Beide Momente hat aber die Verwaltungs 
behörde ſchon bei der Bewilligung der Unternehmung und der hiezu 
nothwendigen Euteignung zu prüfen und gegeneinander abzuwägen, da 
bei überwiegendem Nachtheile die Unternehmung nicht mehr gemeinnützig 
wäre, alſo auch keinen Anſpruch auf die Vornahme der Enteignung 
hätte. Es ift gar nicht möglich, daß ein Widerſtreit darüber entſtehen 
kann, ob ein öffeutliches Staatsgut für die Ausführung des Unter— 
nehmens verwendet werden muß oder nicht. Wenn die Verwaltungs— 
behörde, welche ja vor der Bewilligung des Unternehmens und der Ent— 
eignung hierüber in allen Einzelheiten informirt werden muß, die 
projectirte Inanſpruchnahme von öffentlichem Staatsgute für unnbthig 
oder zweckwidrig halten ſollte, ſo würden ſie eben das Unternehmen nicht, 
oder nicht in der projectirten Weiſe genehmigen. Wird dieſe Genehmigung 
aber ertheilt, jo wird damit implicite auch die beauſpruchte Verwendung 
des öffentlichen Gutes gebilligt, und es wäre widerſinnig, wenn dieſelbe 
Behörde etwas beſtreiten ſollte, was ſie ſchon, und zwar in demſelben 
concreten Fall, anerkannt hat. 

Auch rückſichtlich der zu leiſtenden Entſchädigung iſt eine Divergenz; 
ganz ausgeſchloſſen. Die Entſchädigung bildet, wie ſchon der Name ſagt, 
den Erſatz für die Entziehung des enteigneten Rechtes. Abgeſehen nun 
davon, daß der Staat, welchem ja die Forderung des allgemeinen Wohles 
ſchon an und für ſich obliegt, ein gemeinnütziges Unternehmen nicht 
durch eine den wahren Werth der Sache überſteigende Erſatzforderung 
verhindern kann, ohne ſeiner eigenen Zweckbeſtimmung zuwider zu haudeln, 
ſtellt die Entſchädigung eben uur die Ausgleichung des durch die ander— 
weitige Verwendung des allgemeinen Gutes dem öffentlichen Intereſſe 
zugefügten Nachtheils dar und muß alſo ſchon bei Beurtheilung der eben— 
falls von der Verwaltungsbehörde zu entſcheidenden Frage der Gemein— 
nützigkeit des Unternehmens in Betracht gezogen werden. 

Sind die rechtlichen Verhältuiſſe eines von der Unternehmung als 
öffentliches Gut in Anſpruch genommenen Objectes ſtreitig, fo it eine 
Enteignung desſelben bei Anerkennung ſeiner rechtlichen Eigenſchaft als 


öffentliches Gut uur dann denkbar, wenn darüber geſtritten wird, welcher 


öffentlichen Gemeinſchaft dasſelbe gehört. Die Enteignung wird dann aber 
nur eine bedingte fein und in erſter Linie den Zweck haben, die unge— 
hinderte Durchführung des Unternehmens zu ermöglichen. 

Die Rechtsverhältniſſe einer im allgemeinen Gebrauche ſtehenden 
Sache können im weſentlichen nach zwei Richtungen hin ſtreitig fein. ?? 
Einmal kann die öffentlich-rechtliche Eigenſchaft derſelben, alſo ihr Charakter 
als öffentliches Gut beſtritten werden, und dann kann ein Streit hin— 
ſichtlich des Eigenthums der unzweifelhaft als öffentliches Gut auzuſehen— 
den Sache beſtehen. Ueber die erſtere Frage haben die Verwaltungsbehoͤrden 
zu entſcheiden und wird dieſe Frage in der Regel dann zum Austrage 
kommen, wenn von einer Privatperſon das Eigenthum an der betreffen— 


den Sache in Anſpruch genommen und dagegen von der im concveten | 


Falle zur Wahrung der in Betracht kommenden öffentlichen Intereſſen 
verpflichteten öffentlichen Corporation die öffentlich-rechtliche Eigenſchaft 
dieſer Sache behauptet wird. Wird der Streitfall im Sinne der letzteren 
Behauptung entſchieden, ſo wird damit gleichzeitig der private Eigen— 
thumsanſpruch endgiltig aberkannt, weil, wie oben ausgeführt wurde, 
ein öffentliches Gut nicht im Eigenthume einer Privatperfon ſtehen kann. 
Die Verwaltungsbehörde kann dieſen Anſpruch alſo nicht mehr erſt durch 
ein Enteignungserkenntniß beſeitigen, da er gemäß der von ihr ſelbſt 
competenter Weiſe gefällten Oeffentlichkeitsentſcheidung gar nicht zu Recht 
beſteht. Iſt dagegen ein Object zweifellos öffentliches Gut und beſteht 
der Streit nur darüber, ob dasſelbe Eigenthum des Staates oder einer 
anderen öffentlichen Gemeinſchaft iſt, ſo kann die Verwaltungsbehörde 
hierüber nicht entſcheiden, weil dieſe Streitfrage lediglich in die Com- 
petenz des Gerichtes fällt. Das Recht, über die betreffende Sache ohne— 
weiters zu verfügen, ſteht der Verwaltungsbehörde aber nur dann zu, wenn 
es ſich wirklich um öffentliches Staatsgut handelt. Sie muß demnach den 
von der gegneriſchen öffentlichen Gemeinſchaft erhobenen Eigenthums⸗ 


=») Es wird hiebei von jenen Fällen in welchen Privatrechte an öffent: 
lichem Gute beſtehen, beziehungsweiſe beanſprucht werden und den ſich hieraus 
eventuell ergebenden Streitigkeiten ganz abgeſehen. Derartige Rechte ſind immer 
Privatgut und daher als ſolches der Enteignung unterworfen. Der Umſtand, daß 
ſie auf einem öffentlichen Gute haften, kommt dabei nicht weiter in Betracht. 
Ebenſo muß natürlich auch das mit öffentlichen Rechten belaſtete Privatgut 6. B. 
der Privatgrund, über welchen ein öffentlicher Weg führt) enteignet werden und 
iſt dieſe Belaſtung nur für die Entſchädigungsfrage von Belang. 


anſpruch, für den Fall, daß derſelbe durch die nachfolgende richterliche 
Eutſcheidung als zu Recht beſtehend anerkannt werden ſollte, durch ein 
diesbezüglich bedingtes Enteignungserkenntniß erſt beſeitigen, um die Dis 
poſitionsbefugniß zu erlangen. Das Expropriationserkenntniß wird daun 
natürlich hinfällig, wenn durch das gerichtliche Urtheil das betreffende 
Object als Eigenthum des Staates erklärt wird. 


Alittheilungen aus der Praris. 


Die Vorausſetzung der Beſtimmung des Al. 4 des 8 24 des Geſetzes 
vom 18. April 1869, R. G. Bl. Nr. 44, über das Verfahren vor dem 
Reichsgerichte (Annahme des Abſtehens von der nach § 17 desſelben 
Geſetzes erhobenen Beſchwerde bei Nichterſcheinen des Beſchwerde⸗ 
führers) trifft nicht zu, wenn der Beſchwerdeführer unter Recht⸗ 
fertigung ſeines Nichterſcheinens und ſeiner Nichtvertretung die 
Durchführung der Verhandlung vor dem Reichsgerichte in ſeiner Ab⸗ 
weſenheit begehrt. 
Im Sinne des § 1, lit. d des Abſchaffungsgeſetzes vom 27. Juli 1871, 
R. G. Bl. Nr. 88, erſcheint eine in verhetzender und aufreizender 
Tendenz betriebene unausgeſetzte agitatoriſche Thätigkeit als ebenſo 
geeignet, die Sicherheit der Perſon und des Eigenthums zu gefährden, 
wie ein thätlicher Angriff. 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 11. Jänner 1898 gepflogenen 
öffentlichen Verhandlung über die Beſchwerde des Karl Roſäk durch Dr. Joſef 
Hlinäk, de praes. 18. November 1897, 3. 388 R. G., wegen Verletzung des 
durch die Verfaſſung gewährleiſteten politiſchen Rechtes der perſönlichen Frei⸗ 
zügigkeit, beziehungsweiſe des freien Aufenthaltes, ſowie über das vom Be 
ſchwerdeführer in der Eingabe de praes. 11. Jänner 1898, Z. 19 R. G., 
geſtellte Begehren, die Verhandlung in ſeiner Abweſenheit durchzuführen, 
zu Recht erkannt: Durch das Erkenntuiß der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
in Reichenberg vom 22. September 1897, Z. 31.959, mit welchem Karl 
Roſäk nach SS 1 und 2 des Geſetzes vom 17. Juli 1871, R. G. Bl. 
Nr. 88, aus dem Gebiete der Stadt Reichenberg und der politiſchen 
Bezirke Reichenberg, Gablonz und Turnau abgeſchafft wurde, und durch 
die dieſes Erkenntniß beſtätigende Entſcheidung der k. k. Statthalterei in 
Prag vom 23. October 1897, Z. 156.305, hat eine Verletzung des dem 
Karl Roſak in den Art. 4 und 6 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. De⸗ 
cember 1867, R. G. Bl. Nr. 142, gewährleiſteten politiſchen Rechtes der 
perſönlichen Freizügigkeit, beziehungsweiſe des freien Aufenthaltes nicht 
ſtattgefunden. 

Gründe: Der Beſchwerdeführer iſt zur angeordneten Verhand— 
lung nicht erſchienen, ſondern hat mit der Eingabe de praes. 11. Jänner 
1898, 3. 19 R. G., angezeigt, er ſei krankheitshalber am perſönlichen 
Erſcheinen verhindert und armuthshalber außerſtande, ſich durch einen 
Advocaten vertreten zu laſſen, weshalb er bitte, die Verhandlung in 
ſeiner Abweſenheit vorzunehmen und ihn vom Ergebniſſe derſelben zu 
verſtändigen. 

Der über dieſes mit einem Krankheitszeugniſſe belegte Geſuch 
vernommene Vertreter des k. k. Miniſteriums erfärte, dem Anſuchen des 
Karl Roſäk zuzuſtimmen, da dieſer die Durchführung der Verhandlung 
begehrt, weshalb nicht angenommen werden könne, daß er von ſeiner 
Beſchwerde abſtehe. 

Aus dem eben erwähnten Grunde und da hienach die der Be— 
ſtimmung des Al. 4 des § 24 des Geſetzes vom 18. April 1869, R. G. Bl. 
Nr. 44, zugrunde liegende Vorausſetzung im gegenwärtigen Falle nicht 
zutrifft, hat das k. k Reichsgericht die Verhandlung durchgeführt. 

Was nun den Sachverhalt betrifft, fo wurde der Beſchwerdeführer 
mit dem Erkenntniſſe der k. k. Bezirkshauptmannſchaft Reichenberg vom 
22. September 1897, Z. 31.959, auf Grund der 88 1 und 2 des Ge⸗ 
ſetzes vom 27. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 88, aus dem Gebiete der 
Stadt Reichenberg und der politiſchen Bezirke Reichenberg, Gablonz und 
Turnau abgeschafft. Dieſes Erkenntniß wurde mit der Entſcheidung der 
k. k. Statthalterei in Prag vom 23. October 1897, 3. 156.308, aus 
dem Grunde beſtätigt, weil der Beſchwerdeführer zur Zeit des Ab⸗ 
ſchaffungserkenntniſſes aus der Haft entlaſſen war, und mit Rückſicht auf 
die Beſchaffeuheit der ihm zur Laſt gelegten und erwieſenen ſtrafbaren 
Handlungen als eine der Sicherheit der Perſon und des Eigenthums ge- 
fährliche Perſon angeſehen werden müſſe. Durch dieſe Entſcheidung er- 
achtet ſich Karl Roſäk in dem durch die Art. 4 und 6 des Staatsgrund— 
geſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, gewährleiſteten 
Rechte der perſönlichen Freizügigkeit und des freien Aufenthaltes beſchwert 
und macht er in ſeiner Beſchwerde Folgendes geltend: 


Das Geſetz vom 27. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 88, iſt eine Novelle 
zum Straſgeſetze, es iſt daher bei Anwendung desſelben an dem Begriffe 
der Gefährdung der Perſon und des Eigenthums nach dem Strafgeſetze 
(S8 56, 274, 276) feſtzuhalten. Hienach kann als ein die Perſon und 
das Eigenthum gefährdendes Individuum nur jener betrachtet und als 
ſolcher aus einem beſtimmten Gebiete abgeſchafft werden, welcher ſich in 
Haft wegen einer That befand, welche das Strafgeſetz unter die ſtraf⸗ 
baren Handlungen wider Perſonen oder wider das Eigenthum einreiht. 
Der Beſchwerdeführer aber befaud ſich nur wegen politiſcher Delicte in 
Haft, und zwar im vorliegenden Falle nur wegen des Vergehens nach 
$ 303 St. G. 

Unter Berufung auf die Erkenntniſſe des k. k. Reichsgerichtes vom 
17. Jänner 1881, Z. 229, und vom 9. Juli 1897, Z. 216, ſtellt der 
Beſchwerdeführer das im Enunciate enthaltene Begehren. 

Eine Gegenſchrift wurde nicht erſtattet. 

Bei der mündlichen Verhandlung hat der Vertreter des k. k. Mini⸗ 
ſteriums des Innern Folgendes vorgebracht: 

Wie aus dem Urtheile des k. k. Kreisgerichtes in Reichenberg vom 
10. Februar 1897, Z. 385, erſichtlich iſt, hat ſich der Beſchwerdeführer 
in verhetzenden Reden gegen einzelne Claſſen der Bevölkerung ergangen, 
und wie ſich aus feinen zahlreichen Vorſtrafen ergibt, andauernd eine 
verhetzende agitatoriſche Thätigkeit entwickelt. Ein derartiges Vorgehen iſt 
viel geeigneter, die Sicherheit von Perſonen und Eigenthum ernſtlich zu 
gefährden, als mancher directe Angriff. Was übrigens das Gebiet der 
Abſchaffung betrifft, ſo iſt es jenes der verhetzeuden Thätigkeit und ein 
ſehr entwickeltes Induſtriegebiet mit ſehr zahlreicher Arbeiterſchaft, es 
ſeien alſo alle geſetzlichen Vorausſetzungen der Abſchaffung gegeben. Demt- 
gemäß beantragte der Vertreter des k. k. Miniſteriums des Innern die 
Abweiſung der vorliegenden Beſchwerde. 

Das k. k. Reichsgericht hat die vorliegende Beſchwerde als nicht 
begründet anerkannt. 

Nach § 2 des Geſetzes vom 27. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 88, 
darf die polizeiliche Abſchaffung aus einem oder mehreren Orten, mit 
dem Verbote, dahin zurückzukehreu, nur gegen die im 8 1 bezeichneten 
Perſonen ſtattfinden. 

Im vorliegenden Falle erfolgte die Abſchaffung, weil Karl Roſak 
zur Zeit des Abſchaffungserkenntniſſes aus der Haft entlaſſen wat, und 
mit Rückſicht auf die ihm zur Laſt fallenden ſtrafbaren Handlungen als 
eine der Sicherheit der Perſon und auch des Eigenthums gefährliche 
Perſon angeſehen werden müſſe — ſomit auf Grund der Beſtiunnung 
des § 1, Abſ. d des citirten Geſetzes. 

Mit Rückſicht auf das Datum des Abſchaffungserkenntniſſes (22. Sep⸗ 
tember 1897) unterliegt es keinem Zweifel, daß demſelben zunächſt das 
Urtheil des k. k. Kreisgerichtes in Reichenberg vom 10. Februar 1897, 
Z. 385, zugrunde liegt, da Karl Roſäk am 22. September 1897 aus 
dem mit dieſem Urtheile verhängten zweimonatlichen ſtrengen Arreſt trat. 
Heiedurch erſcheint die erſte der Vorausſetzungen des citirten $ 1, 
Abſ. d gegeben und iſt ſomit weiter zu prüfen, ob Karl Roſak als ein 
Sträfling anzuſehen iſt, welcher die Sicherheit der Perſon oder des Eigen— 
thums gefährdet. 

Einer thätlichen Bedrohung des Eigenthums oder einer Perſon 
hat ſich nun Karl Roſäk allerdings nicht ſchuldig gemacht, denn laut des 
requirirten Ausweiſes über ſeine Abſtrafungen wurde er weder eines die 
Sicherheit einzelner Menſchen verletzenden Verbrechens, noch eines der 
im 8 276 St. G. und in den Hauptſtücken 8, 9, 10 und 11 bezeichneten 
Vergehens oder einer derlei Uebertretung ſchuldig erkannt. 

Mit dem vorcitirten kreisgerichtlichen Urtheile erfolgte aber die 
Verurtheilung des Karl Roſak wegen des im § 302 St. G. bezeichneten 
Vergehens gegen die öffentliche Ruhe und Ordnung durch Aufreizung zu 
Feindſeligkeiten gegen Nationalitäten, Religionsgenoſſenſchaften, Körper⸗ 
ſchaften u. dergl, und zwar begangen dadurch, daß er durch die am 
22. Juni 1896 in der Verſammlung des Arbeiterbildungs- Vereines 
„Freiheit“ im „Hötel Germania“ in Gablonz gehaltene Rede und ins— 
beſondere durch die Aeußerungen: „Das Telephon iſt auch ein Werkzeug 
der Ausbeuter der Arbeiter, die Drähte gehen aber nur zu den Woll— 
baronen, Bergwerken, Fabriken und verſchiedenen arbeiterſchindenden 
Dieben und Beſtien“, und weiter „Wir fürchten uns weder vor den 
Beknöpfelten, noch vor den Wollbaronen, weder vor den Repetirgewehren, 
noch vor den Kanonen; für die Arbeiter braucht mau nach dem Wunſche 
jener Beſtien kein Bier, ſondern nur Waſſer, kein Fleiſch, ſondern nur 
Erdäpſel; wenn ſie vor Hunger ſchreien, dann kommen ſie in Arreſt“, 


— 


Bi! 


und dann weiter andere zu Feindſeligkeiten wider einzelne Claſſen und 
Stände der bürgerlichen Geſellſchaft zu verleiten geſucht habe. 

Kark Roſäk wurde ferner mit dem Urtheile des k. k. Kreisgerichtes 
in Jungbunzlau vom 7. März 1893, Z. 1138, wegen des Vergehens 
nach § 303 St. G., dann mit den Urtheilen des k. k. Yandesgerichtes in 
Prag vom 5. Juni 1894, Z. 11.8 10, 4. September 1894, Z. 24.376, 
9. October 1894, Z. 27.289, 5. November 1894, Z. 29.819, 19. Fe⸗ 
bruar 1895, Z. 33.028 und vom 9. Juni 1895, Z. 24.276, wegen des 
Verbrechens nach § 65 St. G., ſowie der Vergehen nach SS 300 und 
305 St. G. verurtheilt. 

Hieraus ergibt ſich, daß Karl Roſäk ſeit Jahren eine unausgeſetzte 
agitatoriſche Thätigkeit betrieben hat, welche in ihrer verhetzenden und 
aufreizenden Tendenz die Sicherheit des Eigenthums und der Perſon zu 
gefährden ebenſo geeignet iſt, wie ein thätlicher Angriff. 

In Erwägung deſſen und des Umſtandes, daß auch die Voraus— 
ſetzung des Al. 2, 82 des Geſetzes vom 27. Juli 1871, R. G. Bl. 
Nr. 88, als vorhanden anzunehmen iſt, da ſich die Verhetzungen und 
Aufreizungen als beſonders gefährlich erweiſen iu Bezirken mit ſehr ent— 
wickelter Induſtrie und zahlreicher Arbeiterſchaft, was bei der Stadt 
Reichenberg und den politiſchen Bezirken Reichenberg, Gablonz und 
Turnau zutrifft, zumal hiebei auch in Betracht kommt, daß die agitato— 
riſche Thätigkeit beſonders dort gefährlich iſt, wo der Betreffende wirkt 
und bekannt iſt und ſomit beſonderen Einfluß hat, erſcheint das ange— 
fochtene Abſchaffungserkenntniß vollkommen gerechtfertigt, die vorliegende 
Beſchwerde alſo zur Berückſichtigung nicht geeignet. 

(Erk. d. k. k. Reichsgerichtes v. 11. Jänner 1898, Z. 436 ex 1897.) 


Erzwungenes Bethätigen einer den Auſchauungen des Bedrohten 
widerſprechenden politiſchen Geſinnung kann als „Leiſtung“ (8 8 
St. G.) gelten. 

Anton Z. wurde mit Urtheil des Trieſter Landesgerichtes vom 
9. Juli 1897, Z. 5134, des Verbrechens der Erpreſſung nach § 98 b) 
St. G. ſchuldig erkannt, weil er unter Umſtänden, welche gegründete 
Beſorgniß hervorzurufen geeignet war, den der floveniſchen Nationalität 
und Partei angehörenden Joſef K. mit einer Verletzung am Körper 
bedrohte, um ihn zu Hochrufen auf den Candidaten der italieniſchen 
Partei zu zwingen. Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Verurtheilten beſtreitet, 
daß die Kundgebung, worauf der Zwang gerichtet war, als „Leiſtung“ 
angefehen werden könne. Die Beſchwerde wurde vom k. k. Caſſationshofe 
mit Eutſcheidung vom 27. November 1897, Z. 10.460, verworfen. 

Gründe: Iſt auch die Nichtigkeitsbeſchwerde im Rechte, wenn 
fie aus dem Begriffe einer Leiſtung im Sinne des Strafgeſetzes (§ 98) 
eine rechtlich indifferente Handlung ausgeſchloſſen wiſſen will, ſo iſt es 
doch nicht nothwendig, daß dem Thäter aus der erzwungenen Leiſtung 
ein privatrechtlicher Vortheil, dem Bedrohten ein privatrechtlicher Nach- 
theil erwachſe; es genügt die Verletzung eines concreten Rechtes. Ein 
ſolches Recht des Bedrohten aber wurde dadurch verletzt, daß man ihn, 
einen Slaven, gegen feine politiſche Ueberzeugung zwang, den Candidaten 
der gegneriſchen italieniſchen Partei hoch leben zu laſſen. Gewährleiſtet 
das Staatsgrundgeſetz über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger 
(Art. 13 des Geſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142 
jedermann das Recht der freien Meinungeäußerung, ſo erſcheint die 
erzwungene Bethätigung einer der eigenen widerſprechenden politiſchen 
Geſinnung als Verletzung dieſes Rechtes. Die Nichtigkeitsbeſchwerde iſt 
daher nicht gerechtfertigt. 


ite tu . 


Commentar zu den neuen Civilproceßgeſetzen. Von Dr. Georg 
Neumann. Wien 1898, Manz'ſche k. u. k. Hof-Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buch⸗ 
handlung. (10 Lieferungen, 800 Seiten.) 

Mit dem Erſcheinen der zehnten Lieferung des Commentars von Dr. Georg 
Neumann iſt dieſes umfafſende Werk über den neuen Civilproceß zur Beſprechung 
des hochwichtigen Abſchnittes über den Beweis durch Angenſchein und Parteien⸗ 
einvernehmung, über die Sicherung von Beweiſen und die Lehre vom Urtheil 
gelangt. Mit Rückſicht auf die eminente Bedeutung der neuen Proeeßgeſetze 
glauben wir dieſer Erſcheinung der juriſtiſchen Literatur durch eine kurze Be: 
ſprechung unſere Aufmerkſamkeit widmen zu müſſen. 

Was zunächſt die Perſon des Verfaſſers betrifft, ſo muß hervorgehoben 
werden, daß deſſen langjährige Thätigkeit als Richter bei dem Bagatellgerichte 


in Handelsſachen Wien demſelben reiche Gelegenheit bot, praktiſche Vorſtudien 


für das neue mündliche Verfahren zu machen. Der Erfolg dieſer praktiſchen 
Studien zeigte ſich zuerſt darin, daß Dr. Georg Neumann als einer der Erſten 
die Anwendung der neuen Proceßgeſetze an einer Reihe von Idealfällen veran⸗ 
ſchaulichte. Später hatte Dr. Georg Neumann als Inſtructor für das Handels— 
gericht Wien neuerlich Gelegenheit, feine gründliche Kenntniß der Proceßgeſetze 
zu zeigen. 

Dieſe ſeine proceßrechtlichen Studien hat der Verfaſſer in dem vor— 
liegenden Commentare zu den neuen Proceßgeſetzen niedergelegt, was uniſo 
dankeuswerther erſcheint, als bei dem verhältnismäßig großen Umfange des Ge⸗ 
ſetzesmateriales und der zahlreichen Durchführungsverordnungen den richterlichen 
Beamten und Advocaten nicht immer leicht iſt, alle einſchlägigen Normen im ein: 
zelnen Falle zu beherrſchen. Jusbeſondere find für den praktiſchen Juriſten auch 
die ausführlichen Erörterungen des Commentars über die Frage der Derogation 
des alten Rechtes durch die neuen Geſetze von Wichtigkeit. 

Aus den neuen Gefegen ergeben ſich ſelbſt nach wiederholtem und ein: 
gehendem Studium immer noch neue und überraſchende Conſequenzen, die von 
der größten Bedeutung erſcheinen müſſen und doch bei der aufmerkſamſten 
Prüfung des Geſetzestertes nur zu leicht entgehen können. Der Verfaſſer ſagt 
ſelbſt, daß er es ſich zur Aufgabe geſtellt habe, das Geſetz zunächſt durch ſich 
ſelbſt, das heißt auf Grund der an verſchiedenen Stellen enthaltenen Vorſchriften 
desselben unter Berückſichtigung der einſchlägigen Normen anderer Geſetze, ſowie 
der Literatur zu erklären. Eine Reihe dieſer meiſt in Form von Miniſterial-Ver⸗ 
ordnungen erſchienenen Normen, wie z. B. die Verordnung über die Gebühren 
der Zeugen und Sachverſtändigen, die Erlangung des Armenrechtes u. a., hat 
der Verfaſſer bereits an entſprechender Stelle aufgenommen. Im Intereſſe der 
Vervollſtändigung des bereits im Jahre 1897 erſchienenen Theiles des Commen⸗ 
tars wäre es jedoch wünſchenswerth, wenn es dem Verfaſſer gelingen würde, 
ſeiner Darſtellung des erſten Theiles der C. P. O. die mit dem Auslande be⸗ 
züglich der Sicherheitsleiſtung und Executionsfähigkeit in- und ausländiſcher Er- 
kenutniſſe getroffenen Uebereinkommen, ferner den neuen Advocatentarif, das 
Gutachten des Oberſten Gerichtshoſes über die Befugnis der Advocaten, ſich durch 
Sollicitatoren vertreten zu kaſſen (§S 31 C. P. O.), zu Art. I des E. G. zur C P. O. 
die Sprachenverordnungen, endlich die zahlreichen Uebergangsbeſtimmungen an 
geeigneter Stelle etwa in Form eines Nachtrages einzufügen. 

Da der Verfaſſer mit dem Erſcheinen der achten Lieferung die mit 
J. M. B. v. 3. December 1897, Z. 25.801 veröffentlichte Beantwortung der Fragen 
über die neuen Proceßgefetze, ferner jene bedeutende literariſche Arbeit, die ſich 
io beſcheiden Formularienbuch nennt, in den Kreis feiner Erörterungen ein⸗ 
bezieht, kann ſeinem Commentare die Bezeichnung der vollſtändigſten oder, richtiger 
geſagt, der einzig vollſtändigen Bearbeitung der neuen Proceßgeſetze gewiß nicht 
verſaßt werden. Dr. Wilhelm Loebell. 


Notiz. 


(Thätigkeit der Schulärzte.) Die „Deutſche Gemeinde⸗Zeitung“ 
bringt nach dem Verwaltungsberichte der Stadt Wiesbaden folgende Mittheilung 
über Schulärzte: Eine im Jahre 1895 auf Anregung des Stadtrathes Kalle vor⸗ 
genommene ärztliche Unterſuchung ſämmtlicher Kinder der Mittel⸗ und Volks⸗ 
ſchulen zeigte eine überraſchend große Zahl von Erkrankungen der Sinnes- und 
Sprachorgane, von Verkrümmungen des Rückgrates, von ausgebildeten Brüchen 
und Bruchanlagen: Gebrechen, die bei der Behandlung der Kinder in Schule 
und Haus die ſorgfältigſte Berückſichtigung verlangt hätten, deren Vorhandenſein 
aber den Kindern wie Eltern und Lehrern oft unbekannt war. Maucherlei andere 
Mißſtände wurden gleichzeitig aufgedeckt. Das Ergebniß diefer Unterſuchung führte 
zur Anſtellung von Schulärzten, In der Erkennkniß, daß es Pflicht der Behörde 
wie Aufgabe der Schule ſei, mit aller Kraft für die Stärkung und Erhaltung 
der Geſundheit des heranwachſenden Geſchlechtes zu ſorgen, zumal in einem 
Curorte wie Wiesbaden, deſſen hygieniſcher Ruf für das ganze Erwerbsleben der 
Stadt fo überaus wichtig it, beſchloſſen Magiſtrat und Stadtverordnete, fur das 
Jahr 1896 zunächſt verſuchsweiſe 4 Schulärzte anzuſtellen. Schon im folgenden 
Jahre wurde dieſe Einrichtung zu einer dauernden erhoben; die Zahl der Schul⸗ 
ärzte wurde auf 6 vermehrt, ſo daß jetzt jede unſerer großen Schulanſtalten 
ihren eigenen Arzt beſitzt. Die Schulärzte haben — nach ihrer Dienſtordnung — 
die Aufgabe: den Geſundheitszuſtand der ihnen zugewieſenen Schulen zu über⸗ 
wachen und bei der ärztlichen Reviſion der zur Schule gehörigen Räumlichkeiten 
und Einrichtungen mitzuwirken. Sie haben inſonderheit die neu eintretenden 
Schüler genau auf ihre Körperbeſchaffenheit und ihren Geſundheitszuſtand zu 
unterſuchen, um feſtzuſtellen, ob ſie einer dauernden ärztlichen Ueberwachung oder 
beſonderen Berückſichtigung beim Schulunterricht (3. B. Ausſchließung vom Unter⸗ 
richt in einzelnen Fächern, wie Turnen und Geſang, oder Beſchränkung in der 
Theilnahme am Unterricht, Anweiſung eines beſonderen Sitzplatzes wegen Geſichts⸗ 
oder Gehörfehler u. ſ. w.) bedürfen. Ueber jedes unterſuchte Kind wird ein, das⸗ 
ſelbe während ſeiner ganzen Schulzeit begleitender „Geſundheitsſchein“ ausgefüllt. 
Kinder, die einer ſtändigen ärztlichen Ueberwachung bedürfen, werden unter 
beſondere ärztliche Controle geſtellt. Zur Ausübung derſelben dienen die Sprech⸗ 
ſtunden, welche in der Regel alle 14 Tage — wenn anſteckende Krankheiten auf- 
treten auch häufiger — an vorher beſt 
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werden. Der Schularzt iſt befugt und verpflichtet, auch während des Unterrichtes 
das Lehrzimmer zu betreten. Bei diefen Beſuchen, die etwa 10 Minuten dauern. 
und viertel oder halbjährlich einmal ſtattfinden, richtet er ſein Augenmerk auf 
die geſammte hygieniſche Einrichtung des Schulzimmers, auf Beleuchtung, Heizung, 
Ventilation, Ausſtattung; er unterzieht ſämmtliche Kinder einer äußeren Reviſion, 
nimmt etwaige Mittheilungen und Wünſche des Lehrers entgegen, ertheilt dieſem 
auf Befragen Auskunſt, beſtimmt die Kinder, die einer genaueren, in dem Sprech— 
zimmer des Arztes vorzunehmenden Unterſuchung bedürftig erſcheinen. Von dem 
Befunde der letzteren wird dem Rector und Claſſenlehrer, unter Umſtänden auch 
den Eltern, Kenntniß gegeben, damit dieſe für geeignete, nöthigenfalls ärztliche 
Behandlung ihrer Kinder Sorge tragen. Erkrankte Schulkinder ärztlich zu be: 
handeln ift nicht Sache des Schularztes. Von den in der Claſſe gemachten Wahr⸗ 
nehmungen macht der Schularzt dem Lehrer, dem Schulleiter, bei Fragen von 
allgemeiner Bedeutung auch dem Schulinſpector, beziehungsweiſe der Schul⸗ 
Hygiene⸗Commiſſion Mittheilung. Ueber den Erfolg dieſer neuen Einrichtung 
ſchon jetzt nach kaum zweijährigen Beſtehen ein abſchließendes Urtheil abzugeben, 
wäre verfrüht. Wohl laſſen ſich günſtige Erfolge für den Schulbetrieb leicht 
nachweisen, ſchwerer iſt dies bezüglich der Einwirkung auf das Elternhaus. Von 
den meiſten Eltern wurden die Rathſchläge der Schulärzte dankbar aufgenommen 
und willig befolgt. Viele Eltern zeigen jedoch den ärztlichen Mittheilungen gegen⸗ 
über eine unglaubliche Gleichgiltigkeit, oft ſogar eine widerſtrebende Haltung. 
Der ſchwerſte, faſt ausſichtsloſe Kampf iſt gegen die Unſauberkeit mancher Kinder 
zu führen. Was nützt alles Mahnen der Lehrer und Aerzte, was hilft die Reini 
gung im Schulbad und Krankenhauſe, wenn die Kinder zu Hauſe im Schmutz 
vergehen? Gründliche, nachhaltige Hilfe iſt exit von einer Beſſerung der häus— 
lichen Verhältniſſe zu erwarten: die Mütter müſſen erzogen werden. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben den geweſenen Statthalter in Galizien Euſtachius 
Fürſten Sanguszko-Lubartowiez zum Ritter des Ordens vom goldenen 
Vließe ernannt. 

Sei. Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Senatspräſidenten 
bekleideten Rath des Verwaltungsgerichtshofes Dr. Adam Freiherrn v. Budwinski 
zum Senatspräſidenten ad personam ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Sectionsrathes 
bekleideten Hofſecretär des Oberſten Rechnungshofes Dr. Ignaz Gruber an⸗ 
läßlich deſſen Penſionirung die allerhöchſte Zufriedenheit bekanntgeben laſſen. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Eugen Raynoſchek in 
Mähriſch⸗Kromau anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines 
Statthaltereirathes tarfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Landesregierungs⸗Secretar Ludw. Patryn in 
Troppau den Titel und Charakter eines Bezirkshauptmannes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Miniſterial⸗Vicefecretären im Fimanzminiſterium 
Dr. Karl Freiherrn v. Lempruch und Dr. Robert Zwierzina das Ritterkreuz 
des Franz Joſef-Ordens verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzcommiſſar Heinrich Crha zum Finanz 
Obercommiſſär bei der Finanz⸗Landesdirection in Prag ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Zolloberamts⸗Officiale Ferd. Weſely und 
Benedict Balley zu Zolloberamts⸗Controloren ernannt. . \ 

Der Finanminitter hat den Kanzleiofficial Karl Riebeſam zum Leiter 
der Hilfsämter bei der Direction der Staatsſchuld ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Voftverwalter Ferd. Hilbert zum Ober— 
poſtverwalter in Suczawa ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcontrolor Johann Valentin in Graz 
zum Oberpoſtcontrolor in Bruck a. d. Mur ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Hafen: und Seeſanitäts-Offictal Engelbert 
Brazzanovich, die Hafen- und Seeſanitäts⸗Deputirten Joſef Tundora, 
Stefan Maraspin, Joh. Giorgi, den Hafen: und Seeſanitäts⸗Official 
Johann Battagel und die Hafen- und Seeſanitäts⸗Deputirten Anton Illich, 
Nikol. Tomicich, Ludw. Poſchiſch und Mathias Grgie zu Hafen- und See⸗ 
ſanitäts⸗Adjuncten ernannt. . f 

Der Ackerbanminiſter hat den Forſtinſpections⸗Commiſſar Joſef Laſieé 
zum Oberforſteommiſſär ernannt. N a. 

Der Statthalter in Niederöſterreich hat im Stande der Wiener Polizei⸗ 
direction die Kanzliſten Eduard Silberleitner und Adolf Iſchpold zu 
Officialen ernannt. l 

Das Präſidium der n. ö. Finanz⸗Landesdirection hat den Rechnungs⸗ 
Unterofficter Clement Kolbe zum Steueramts-⸗Adjuncten bei der n. ö. Finanz⸗ 
Landesdireetion ernannt. 


Erledigungen. 


1 Statthalterei-Offieialsſtelle mit der X. Rangsclaſſe und eventuell 
Statthalterei-Kanzliſtenſtelle mit der XI. Rangsclaſſe bei der k. k. Statt⸗ 
halterei in Graz bis 10. Mai. (Amtsblatt Nr. 83.) f N 

Conceptspraktikantenſtelle mit 500 fl. jährlichem Adjutum bei der 
£. k. Statthalterei in Linz bis 15. Mai. (Amtsblatt Nr. 86.) , 

Bezirks⸗-Seeretärsſtelle mit der X., eventuell Statthalterei⸗ 
Kanzliſtenſtelle mit der XI. Rangsclaſſe bei den politiſchen Behörden in Mähren 
bis 15. Mai. (Amtsblatt Nr. 86.) 
—x—— . f — —ͤ— 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift fammt 
den Erkeuntuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 


ſtimmten Tagen in der Schule abgehalten Bogen 31 und 32 der Erkenntniſſe 1897. 


Druck von Gottlieb Giſtel & Comp. in Wien. 


